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Dank für die Freiheit - Europaparla-

ment feiert 20 Jahre Fall der Mauer 

 

Der 9. November 2009 und damit der 

20. Jahrestag des Falls der Berliner 

Mauer war ein besonderer Tag - für 

mich persönlich, für Europa und auch 

für das Europaparlament. 

 

Die Bilder von den fallenden Mauer-

steinen gehören zu den eindrücklichs-

ten in meinem Leben. Es ist ein un-

schätzbares Privileg, hautnah miter-

lebt zu haben, wie die Sehnsucht der 

Menschen nach Freiheit die grausame 

Trennung Europas buchstäblich in Stü-

cke brach. Der 9. November war des-

halb ein Moment, inne zu halten und 

Dank zu sagen für 20 Jahre Triumph 

der Freiheit.  

 

 

 

 

 

 

 

Das Europäische Parlament tat dies in 

einer Sondersitzung am 11. Novem-

ber. Ehrengast und Hauptredner war 

ein Mann, der wie kaum ein anderer 

den Kampf der Menschen Mittel- und 

Osteuropas gegen das Joch des Kom-

munismus symbolisiert - der Bürger-

rechtler und erste tschechische Präsi-

dent nach der Wende, Václav Havel.  

 

Der Ehrengast traute sich, über das 

übliche diplomatische Gerede hinaus 

zu gehen und Klartext zu sprechen. So 

verurteilte er den Kommunismus si-

cher zum Unbehagen der versammel-

ten Linksfraktion scharf: "Der Kommu-

nismus hat im modernen  Europa nur 

ein Mal regiert und dies hoffentlich 

auch das letzte Mal". Unterstützung 

und Solidarität verdienen für Havel 

alle, "die mit totalitären und autoritä-

ren Regimes konfrontiert sind, wo 

auch immer in der Welt dies sein 

mag".  

 

Zudem beeindruckte mich der mutige, 

aber längst überfällige Vorschlag Ha-

vels, dem Europäischen Parlament als 

einzig vollständig demokratisch legiti-

mierten europäischen Organ ein stär-

keres Gewicht zu verleihen. Gleichzei-
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tig forderte er eine Art zweite Parla-

mentskammer, in der die Mitglieds-

staaten gleichmäßig vertreten sein sol-

len. Das müsse gleichzeitig ein Ende 

der demokratisch fragwürdig legiti-

mierten Institution des Europäischen 

Rates sein. Ich finde dies absolut rich-

tig.  

 

Auf die Frage "Nationalstaat oder Eu-

ropa?" antwortete der Tscheche mit 

einem klaren "sowohl als auch". Der 

Poet Havel kleidete dies in die wun-

derbaren Worte, Europa müsse "das 

Heimatland unserer Heimatländer" 

sein. 

 
Václav Havel ist ein Visionär, der wei-

ter denkt als viele anderen in Europa. 

Dieser Weitblick tut uns am 20. Jah-

restag des Falls des Eisernen Vorhangs 

besonders gut. 

 

Natürlich hat die Wende 1989 weltpo-

litisch enorme Auswirkungen gehabt. 

Aber auch für uns in Mittelfranken ist 

sie ein Segen gewesen. Franken und 

die angrenzenden Regionen  in Thü-

ringen und Böhmen befinden sich seit 

Jahrhunderten in sehr engem Aus-

tausch. Die Unmenschlichkeit des 

Kommunismus hat versucht, diese 

Verbindungen mit Sperrmauern und 

Gewehrkugeln zu zerstören. Wenn ich 

heute auf Mittelfranken schaue, 

macht es mich stolz, wie viele Bande 

nach Mittel- und Osteuropa bestehen 

oder wieder aufgebaut wurden. Bei-

spiele sind die immer intensiver wer-

denden Partnerschaften zwischen 

Nürnberg und Prag sowie mit der ma-

zedonischen Hauptstadt Skopje; aber 

auch zwischen dem Bezirk Mittelfran-

ken und der Woiewodschaft Pommern 

in Polen. Als Mitglied der Mazedo-

niendelegation des Europaparlaments 

und als Mitglied des Bundesvorstan-

des der sudetendeutsch-tschechischen 

Ackermann-Gemeinde engagiere ich 

mich für einen weiteren Ausbau dieser 

Bindungen. 

 

Gefahr für Europa - Straßburger Kru-

zifixurteil muss revidiert werden 

 

Bei uns in Mittelfranken gehört es fest 

zum Alltag - das Kruzifix. Wir finden es 

an Wegkreuzungen, auf Plätzen, auf 

Berggipfeln und in Klassenzimmern. 

Und jetzt soll dieses Kreuz auf einmal 

gegen unser Menschenrecht  auf Reli-

gionsfreiheit verstoßen? Man glaubt 

es kaum, aber der Europäische Ge-

richtshof für Menschenrechte hat die-

se Frage in einem beschämenden Ur-

teilsspruch unter anderem dank eines 

türkischen Richters am 3. November 

mit "Ja" beantwortet. Dabei muss man 

wissen, dass dem Europäischen Men-

schenrechtsgerichtshof nicht nur Mit-

gliedsstaaten der EU angehören son-

dern auch andere Staaten wie Aser-

baidschan, Russland oder die Türkei. 

Beschämend ist das Urteil deshalb, 

weil die christliche Tradition ein zent-

raler Teil unserer europäischen Identi-

tät ist. Ohne das Christentum wäre 

Europa nicht denkbar. Wenn wir dies 

jetzt verleugnen, verleugnen wir uns 

selbst. Beschämend ist es auch des-

halb, weil das Kreuz für einen Geist 

der Toleranz und der Akzeptanz ge-

genüber den persönlichen Überzeu-
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gungen des Menschen steht, egal wel-

cher Art sie auch sein mögen.  

Ich frage mich, auf welche Ideen linke 

Aktivisten und fundamentalistische 

Religionshasser demnächst noch 

kommen werden. Müssen wir dann 

vielleicht auch die Kreuze von unseren 

Wegkreuzungen, Gräbern oder Berg-

gipfeln abmontieren, weil ein vorbei-

laufender Passant dies als religiöse 

Bevormundung an sieht? Dürfen wir 

demnächst etwa keine Kette mit Kreuz 

mehr sichtbar um den Hals tragen? 

Muss der "Nürnberger Christkindles-

markt" irgendwann in "Nürnberger 

Lebkuchenmarkt" umbenannt wer-

den?  

Ein Kreuz schreibt niemand vor, was er 

zu glauben hat oder nicht. Deshalb 

kann es auch nicht als Angriff auf die 

Religionsfreiheit gelten. Ganz im Ge-

genteil: Wer das Kreuz und andere re-

ligiöse Symbole aus der Öffentlichkeit 

verbannen will, greift direkt das Recht 

jedes Menschen an, seine Religion 

auch öffentlich zu leben.  

Wir müssen an diesem Punkt Flagge 

zeigen und zusammenhalten - Christen 

und alle Menschen, denen die Religi-

onsfreiheit wichtig ist. Sonst stürzen 

die Grundwerte Europas wie ein Kar-

tenhaus in sich zusammen.  

In all der Tragik des Straßburger Ur-

teils stimmt mich die Eindeutigkeit 

froh, mit der wir uns als  CSU und CDU 

in dieser Frage positioniert haben. Als 

eine von vielen Stimmen rief der Vor-

sitzende der Jungen Union (JU), Phi-

lipp Mißfelder, in einem engagierten 

Zeitungskommentar dazu auf, dafür zu 

kämpfen, dass "Fehlurteile" wie dieses 

und die "dahinterstehende intolerante 

Geisteshaltung revidiert werden". 

Genau dies will ich in meiner politi-

schen Arbeit tun. Zu unserer fränki-

schen Heimat gehören die Kreuze je-

denfalls dazu. Da gibt es kein Wenn 

und Aber. Dies muss und wird hoffent-

lich auch so bleiben. 

 

Vorbildlicher Mutterschutz: Europa 

darf deutsche Gesetzgebung nicht 

auflösen 

Manchmal sind es eigentlich gute 

Ideen, die schwierige Folgen haben 

können. Solch ein Fall ist die ange-

dachte EU-Richtlinie zum Mutter-

schutz, die gerade heiß in meinem Ar-

beits- und Sozialausschuss diskutiert 

wird.  

Jeder Besitzer eines kleinen oder auch 

größeren Betriebes kennt die Situati-

on: Eine Angestellte wird schwanger 

und geht in Mutterschutz. Die EU- 

Kommission will jetzt europaweit Müt-

ter schützen und ihnen den Wieder-

einstieg in den Be-

ruf ermöglichen. 

Deshalb will sie ei-

nen verpflichtenden 

Mutterschutzurlaub von 18 Wochen 

einführen.  

Bei uns in Deutschland gibt es aber 

"nur" 14 Wochen Mutterschutz. Zu-

sätzlich existiert aber das Angebot, mit 

zwei Dritteln des vorherigen Gehalts 

für ein Jahr in Elternzeit zu gehen. Das 

deutsche System hat sehr viele Vortei-

le und gibt Frauen die Möglichkeit, 

sich insgesamt 15 Monate um den 

Nachwuchs zu kümmern und dabei ein 

ordentliches Gehalt für diese Arbeits-

leistung zu bekommen. 

Mit Mutterschutz und Elterngeld ha-

ben wir ein sozial sehr ausgewogenes 

System, das an der Spitze Europas 

liegt. Wenn die Europäische Kommis-

sion ihre Pläne tatsächlich umsetzen 

könnte, würden wir für dieses sozial 

fortschrittliche Modell bestraft, da wir 
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dann noch einen Monat zusätzlichen 

Mutterschutz einführen müssten. 

Da in Deutschland für den Mutter-

schutz vor allem der Arbeitgeber und 

für das Elterngeld der Staat bezahlt, 

kämen auf die deutschen Arbeitgeber 

enorme Zusatzkosten zu. Auch Inhaber 

von mittelfränkischen Kleinstbetrieben 

wären davon betroffen.  

In Ländern, die bisher kaum Mutter-

schutzregelungen haben, mag der 

Kommissionsvorschlag vielleicht sinn-

voll sein, bei uns aber würde es sich 

gegenteilig auswirken. 

Ich setze mich dafür ein, dass wir un-

ser gutes und sozial ausgewogenes 

deutsches System behalten können 

und habe daher zehn entsprechende 

Änderungsanträge in den Ausschuss 

eingebracht.  Ich hoffe, dass diese eine 

Mehrheit finden. Ob sie das tun und 

wie das Ringen um den Mutterschutz 

weiter geht, erfahren Sie nach den Ab-

stimmungen im nächsten "Straßburger 

Boten". 
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